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MITTEILUNGSBLATT

Akademie der bildenden Künste Wien 
1010 Wien, Schillerplatz 3 

Studienjahr 2002/2003   Ausgegeben am 4. 7. 2003  Nr. 37  

1. Akademie der bildenden Künste, Wien, Wahlordnung für den Senat, Teil III 

2. Akademie der bildenden Künste Wien, Ausschreibung einer Vertragsbediensteten 
Planstelle v3 (Halbbeschäftigung, befristet auf ein Jahr) ab 1. 9. 2003 für die Bib-
liothek

3. Bundeskanzleramt, Neues Informationsservice der Sektion III im Bundesintranet, 
Rundschreiben an alle Dienstbehörden des Bundes 

4. Communicating Science, Symposium 

5. Bundesministerium, Unternehmensgründungen in Österreich 

6. Zentrum für Innovation und Technologie GmbH, Förderung des Wissenstransfers 
von der Wissenschaft in der Wirtschaft 

7. Akademie der bildenden Künste, Wien, Frauenförderungsplan 

8. Arbeitskreis für Gleichbehandlungsfragen Größe und Zusammensetzung sowie 
Bestellung und Funktion 

9. Einreichung einer Organisationseinheit für Geschlechtergleichstellung, Frauenför-
derung und Geschlechterforschung nach UG 2002
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1. Akademie der bildenden Künste, Wien, Wahlordnung für den Senat, Teil III 

Wahlordnung Teil III
SENAT

Geltungsbereich

§ 1 (1) Diese Verordnung gilt für die erstmalige Wahl der Mitglieder und Ersatzmitglieder 
des Senats der Akademie der bildenden Künste Wien. 

(2) Die Entsendung der Mitglieder und Ersatzmitglieder in den Senat aus dem Personen-
kreis der Studierenden erfolgt durch die gesetzliche Vertretung der Studierenden nach 
den Bestimmungen des Hochschülerschaftsgesetzes 1998, BGBl I Nr. 22/1999.

Wahlgrundsätze

§ 2 (1) Die Mitglieder der im Senat vertretenen Personengruppen mit Ausnahme der Ver-
treter/innen der Studierenden sind auf Grund des gleichen, unmittelbaren, geheimen und 
persönlichen Wahlrechts nach den Grundsätzen des Verhältniswahlrechts  zu wählen. 

(2) Die Funktionsperiode der Mitglieder des beginnt mit dem Tag seiner Konstituierung 
und endet 3 Jahre nach der konstituierenden Sitzung, spätestens mit Ablauf des 30. No-
vember 2006. 

(3) Der aufgrund der Bestimmungen des UG 2002 gewählte Rektor hat die Wahlen ab 
dem 01.10.2003 unverzüglich auszuschreiben. Der Rektor legt den Tag, den Ort und die 
Zeit der Wahl fest. Diese haben bis 31. Oktober stattzufinden.

Aktives und passives Wahlrecht 

§ 3 (1) Das aktive und passive Wahlrecht steht allen Personen zu, die am Stichtag den in 
§ 25 Abs. 3 UG 2002 genannten Personengruppen angehören. Als der für das aktive und 
passive Wahlrecht maßgebliche Stichtag wird der Tag der Ausschreibung der Wahl im 
Mitteilungsblatt festgesetzt. 

(2) Ist eine wahlberechtigte Person mehreren Personengruppen im Sinne des § 25 Abs. 3 
UG 2002 zugeordnet, hat sie dem Rektor schriftlich bekannt zu geben, in welcher Perso-
nengruppe sie das Wahlrecht wahrnehmen will. 
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Der Rektor hat die Personen, die in mehreren Listen auftreten, persönlich nachweislich zu 
informieren.

Wahlleitung

§ 4      Die Vorbereitung und Durchführung der Wahlen zum Senat obliegt dem Rektor.

Wahlkundmachung

§ 5 Die Ausschreibung der Wahlen ist im Mitteilungsblatt spätestens 18 Tage vor dem 
Wahltag (§ 2 Abs 3) kundzumachen. Die Kundmachung gilt als Ladung. Die Ausschrei-
bung hat zu enthalten:

1. den Tag, den Ort und die Zeit der Wahl (§ 2 Abs. 3);  

2. den Stichtag für das Bestehen des aktiven und passiven Wahlrechts (§ 3    Abs 1);  

3. die Zahl der zu wählenden Vertreter/innen (§ 25 Abs. 3 UG 2002);  

4. den Zeitraum und den Ort für die Einsichtnahme in das Wählerinnen- und Wähler-
verzeichnis sowie für die Erhebung eines Einspruchs gegen das Wählerinnen- und 
Wählerverzeichnis (§ 6);

5. die Aufforderung, dass Wahlvorschläge einen/eine Zustellungs-bevollmächtigten/e 
zu benennen haben und dass sie spätestens 12 Tage vor dem Wahltag schriftlich 
bei dem Rektor eingelangt sein müssen, widrigenfalls sie nicht berücksichtigt wer-
den (§ 7 Abs 1); 

6. den Zeitraum und den Ort für die Einsichtnahme in die zugelassenen Wahlvor-
schläge (§7 Abs. 4); 

7. die Vorschrift, dass Stimmen gültig nur für zugelassene Wahlvorschläge abgege-
ben werden können (§ 8 Abs 3). 

Wählerinnen- und Wählerverzeichnis 

§ 6 Das vom  Rektor überprüfte Wählerinnen- und Wählerverzeichnis ist 5 Arbeitstage 
lang zur Einsichtnahme durch die Wahlberechtigten aufzulegen. Während dieser Auflage-
frist kann gegen das Verzeichnis wegen Aufnahme oder Nichtaufnahme in das Verzeich-
nis  schriftlich beim Rektor Einspruch erhoben werden. Darüber ist vom Rektor längstens 
2 Arbeitstage nach Ende der Auflagefrist zu entscheiden. Die Entscheidung des Rektors 
ist endgültig. 

Wahlvorschläge
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§ 7 (1) Jede/r Wahlberechtigte kann Wahlvorschläge einbringen. Diese müssen spätes-
tens 12 Tage vor dem Wahltag schriftlich beim Rektor eingelangt sein und einen/e Zustel-
lungsbevollmächtigten/e benennen.

(2) Jedem Wahlvorschlag muss die Reihung der Kandidaten/innen, die Unterschrift 
des/der Zustellungsbevollmächtigten und die schriftliche Zustimmungserklärung aller dar-
auf angeführten Wahlwerber/innen beigefügt sein.

(3) Die Kandidatur auf mehr als einem Wahlvorschlag ist unzulässig. Eine mehrfach ange-
führte Person ist vom Rektor aus allen Wahlvorschlägen zu streichen. Wahlwerber/innen, 
denen die Wählbarkeit fehlt, sind ebenso aus dem Wahlvorschlag zu streichen. 

(4) Der Rektor hat die eingebrachten Wahlvorschläge unverzüglich zu prüfen und vorhan-
dene Bedenken spätestens 2 Arbeitstage nach Ablauf der Einreichfrist des Wahlvorschla-
ges dem/der Zustellungsbevollmächtigten des Wahlvorschlages mit dem Auftrag zur Ver-
besserung des Wahlvorschlages mitzuteilen. Ebenso sind die Wahlvorschläge, bei denen 
ein Fall des Abs. 3 vorliegt, den jeweiligen Zustellungsbevollmächtigten zur Ergänzung 
des Wahlvorschlages rück zu übermitteln. Eine Verbesserung des Wahlvorschlages ist 
innerhalb von 2 weiteren Arbeitstagen beim Rektor einzubringen, bei Fristversäumnis gilt 
der betreffende Wahlvorschlag als zurückgezogen. Die Entscheidung des Rektors ist end-
gültig. Die zugelassenen Wahlvorschläge sind spätestens 3 Arbeitstage vor der Wahl zur 
Einsicht aufzulegen und am Wahltag durch Anschlag in der Wahlzelle kundzumachen. 

(5) Der Rektor hat unverzüglich amtliche Stimmzettel aufzulegen, in die alle zugelassenen 
Wahlvorschläge in der Reihenfolge ihres Einlangens aufzunehmen sind. Bei gleichzeiti-
gem Einlangen ist eine alphabetische Reihung der betreffenden Wahlvorschläge vorzu-
nehmen.

Durchführung der Wahl 

§ 8 (1) Der Rektor oder ein/e von ihm nominierte/r Wahlleiter/in hat für die ordnungsge-
mäße Durchführung der Wahl zu sorgen. Die/ der vom Rektor bestellte Protokollführer/in 
hat über den Ablauf der Wahl eine Niederschrift zu führen. Die Niederschrift hat jedenfalls 
zu enthalten: Die Zahl der Wahlberechtigten, die Gesamtzahl der abgegebenen Stimmen, 
die Gesamtzahl der gültigen Stimmen, die Zahl der auf die einzelnen Wahlvorschläge ent-
fallenden Stimmen und Mandate sowie die Namen der gewählten Personen. 

(2) Die Wahlen sind geheim durchzuführen. Die Wahl wird durch persönliche Abgabe des 
Stimmzettels am Wahlort vorgenommen. Der/Die Wähler/in hat dem/der Wahlleiter/in die 
Stimmberechtigung nachzuweisen. 

(3) Der/Die Wähler/in kann ihre oder seine Stimme gültig nur für einen der zugelassenen 
Wahlvorschläge abgeben. Der Stimmzettel ist gültig ausgefüllt, wenn aus ihm eindeutig zu 
erkennen ist, welchen Wahlvorschlag der/die Wähler/in wählen wollte. 

(4)   Jede Personengruppe, die einen gültigen Wahlvorschlag eingebracht hat, ist berech-
tigt eine/n Vertreter/in als Wahlzeugen zu entsenden. 



5

Ermittlung des Wahlergebnisses

§ 9 (1) Unmittelbar nach Beendigung der für die Stimmabgabe gemäß § 5 Z 1 vorgesehe-
nen Wahlzeit durch den/die Wahlleiter/in hat dieser/diese im Beisein des/der Protokollfüh-
rers/in die Wahlurne zu öffnen, die Gültigkeit der Stimmzettel zu prüfen und nach Auszäh-
lung der Stimmen die Gesamtzahl der abgegebenen Stimmen, die Zahl der ungültigen 
Stimmen und die Zahl der für jeden zugelassenen Wahlvorschlag gültig abgegebenen 
Stimmen festzustellen. Die Stimmzettel sind danach vom Rektor  zu verwahren. 

(2) Die/der Wahlleiter/in hat die Zahl der auf die zugelassenen Wahlvorschläge entfallen-
den Vertreter/innen mittels der Wahlzahl zu ermitteln. Die Wahlzahl ist wie folgt zu be-
rechnen: Die Summen der für jeden Wahlvorschlag gültig abgegebenen Stimmen sind 
nach ihrer Größe geordnet nebeneinander zu schreiben; unter jede dieser Summen ist 
ihre Hälfte, unter diese ihr Drittel, Viertel und nach Bedarf auch ihr Fünftel, Sechstel usw. 
zu schreiben. Die Wahlzahl ist in Dezimalzahlen zu errechnen. Ist ein/e Vertreter/in zu 
wählen, so gilt als Wahlzahl die größte, sind zwei Vertreter/innen zu wählen, so gilt als 
Wahlzahl die zweitgrößte usw. der angeschriebenen Zahlen. Jedem Wahlvorschlag sind 
so viele Mandate zuzuteilen, als die Wahlzahl in der Summe der für ihn gültig abgegebe-
nen Stimmen enthalten ist. Haben nach dieser Berechnungsmethode mehrere Wahlvor-
schläge den gleichen Anspruch auf ein Mandat, entscheidet das Los. 
 (3) Die auf den Wahlvorschlag entfallenden Mandate werden den im Wahlvorschlag an-
gegebenen Wahlwerbern/innen in der Reihenfolge ihrer Nennung zugeteilt. Ersatzmitglie-
der sind jene Wahlwerber/innen, die auf dem Wahlvorschlag den gewählten Vertre-
tern/innen nach der Reihe ihrer Nennung folgen, sofern der Wahlvorschlag nicht direkt (ad 
personam) zugeordnete Wahlwerber/innen als Ersatzmitglieder vorsieht. 

(4) Wird nur ein Wahlvorschlag eingebracht, sind die auf dem Wahlvorschlag gereihten 
Wahlwerber/innen gewählt, wenn der Wahlvorschlag die einfache Mehrheit der abgege-
benen Stimmen erhalten hat. Die zu vergebenden Mandate sind den Wahlwerbern/innen 
entsprechend ihrer Reihung auf dem Wahlvorschlag zuzuteilen. Ersatzmitglieder sind jene 
Wahlwerber/innen, die auf dem Wahlvorschlag den gewählten Vertreter/innen nach der 
Reihe ihrer Nennung folgen, sofern der Wahlvorschlag nicht direkt (ad personam) zuge-
ordnete Wahlwerber/innen als Ersatzmitglieder vorsieht.
Ist der Wahlvorschlag ausgeschöpft hat die Person, welche den Wahlvorschlag einge-
bracht hat, das Recht weitere Personen nachzunominieren. 

(5) Ersatzmitglieder treten bei einer Verhinderung von gewählten Vertretern/innen für die 
Dauer der Verhinderung sowie im Falle des Erlöschens der Mitgliedschaft (§ 10) von ge-
wählten Vertretern/innen für den Rest der Funktionsperiode an deren Stelle. 

(6) Die/der Wahlleiter/in hat das Wahlergebnis festzustellen und unverzüglich im Mittei-
lungsblatt der Akademie der bildenden Künste Wien zu verlautbaren. 
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Erlöschen der Mitgliedschaft 

§ 10 (1) Die Mitgliedschaft zum Senat endet in folgenden Fällen: 
1. durch begründeten Rücktritt; 
2. durch Verlust der Zugehörigkeit zur betreffenden Personengruppe
gemäß § 4 Abs. 1 Z 1 bis 3; 
3. durch Tod. 

(2) Eine Rücktrittserklärung ist schriftlich gegenüber dem/der Vorsitzenden des Senats 
abzugeben. Der/Die Vorsitzende des Senats hat den Rektor  unverzüglich über ein Vorlie-
gen eines Grundes nach Z 1 bis 3 zu informieren.

 16.06.2003 

2. Akademie der bildenden Künste Wien, Ausschreibung einer Vertragsbe-
diensteten Planstelle v3 (Halbbeschäftigung, befristet auf ein Jahr) ab 1. 9. 
2003 für die Bibliothek 

„An der Akademie der bildenden Künste Wien ist eine Vertragsbediensteten-Planstelle v3 
(Halbbeschäftigung, befristet auf 1 Jahr) ab 01.09.2003 für die Bibliothek zu besetzen.  
Arbeitszeit: 2 ½  Tage-Woche. Das Bruttogehalt beträgt ca. EUR 680,-. 

Aufnahmebedingungen: Österreichische Staatsbürgerschaft bzw. Staatsbürgerschaft ei-
nes EWR-Staates; Schulabschluss: abgeschlossene kaufmännische Lehre oder Handels-
schule.

Art der Tätigkeiten: Buchausgabe und Erstinformation im Lesesaal, Ausheben und Einstel-
len von Büchern (auch über Leitern), einfache Tätigkeiten am PC. 

Die Akademie der bildenden Künste strebt eine Erhöhung des Frauenanteils insbesondere 
in Leitungsfunktionen und beim wissenschaftlichen bzw. künstlerischen Personal an und 
fordert deshalb qualifizierte Frauen ausdrücklich zur Bewerbung auf. Frauen werden bei 
gleicher Qualifikation vorrangig aufgenommen. 
Die BewerberInnen haben keinen Anspruch auf Abgeltung aufgelaufener Reise- und Auf-
enthaltskosten, die aus Anlass des Aufnahmeverfahrens entstanden sind.

Schriftliche Bewerbungen sind bis 25.07.2003 an die Personalabteilung der Akademie der 
bildenden Künste Wien, 1010  Wien, Schillerplatz 3, zu richten.“

Der Rektor: 

Dr. Stephan Schmidt-Wulffen 



7

3. Bundeskanzleramt, Neues Informationsservice der Sektion III im Bundes-
intranet, Rundschreiben an alle Dienstbehörden des Bundes 

 Ende Mai 2003 wurde ein neues Web-Service des Bundeskanzleramtes im Bun-
desintranet unter der Adresse „oeffentlicher-dienst.intra.gv.at“ in Betrieb genom-
men. Unter dieser Adresse finden sich nun auch alle jene Informationen, die bis-
her unter „http:/www.bmols.intra.gv.at“ zu finden waren. 

4. Communicating Science, Symposium 

Die Österreichische Akademie der Wissenschaften veranstaltet vom 18. – 20. Septem-
ber 2003 das Symposium „Communicating Science, Concepts, Programmes, Expe-
riences“. Anmeldungen sind via Website http://www.oeaw.ac.at/gallery/symposium/
oder per Fax 431 515 812200 erbeten. Der Eintritt ist frei. 

5. Bundesministerium für Wirtschaft und Arbeit, Unternehmensgründungen 
in Österreich 

 Obige Institution gibt bekannt, dass mittlerweile die fünfte Auflage des Business 
Guide 2003 vorliegt, die via e-mail: andrea.deimel@bmwa.gv.at nachgeordert 
werden kann. 

6. Zentrum für Innovation und Technologie GmbH, Förderung des Wissens-
transfers von der Wissenschaft in der Wirtschaft 

 Das ZIT Zentrum für Innovation und Technologie GmbH hat einen neuen Schwer-
punkt gesetzt und vergibt 2003 im Auftrag des Wiener Wirtschaftsförderungsfonds 
Förderungen in der Höhe von € 2,000.000,- an Wiener Unternehmen, die mit wis-
senschaftlichen Einrichtungen kooperieren. Nähere Details sind an der Amtstafel 
Schillerplatz affichiert. 
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7. Akademie der bildenden Künste, Wien, Frauenförderungsplan 

Frauenförderungsplan der Akademie der bildenden Künste Wien

Präambel

Eines der Leitprinzipien der Akademie der bildenden Künste Wien ist das Konzept des 
Gender Mainstreaming, beruhend auf Art. 2 und 3 des EG Vertrages (2001/51/EG), des 
Ministerratsbeschlusses in Österreich vom 7.7.2000 und der durch die Ratifikation des 
Amsterdamer Vertrages eingegangenen Verpflichtung Österreichs im Rahmen der EU. 
Dies bedeutet die konsequente Überprüfung, Bewertung und Entwicklung aller Strukturen, 
aller Maßnahmen und Entscheidungen aus der Perspektive und mit dem Ziel einer 
Gleichbehandlung und Gleichstellung der Geschlechter (nach dem Bundes-
Gleichbehandlungsgesetz vom 12.2.1993 i.d.g.F.).
Die Akademie der bildenden Künste Wien tritt für Gleichbehandlung und Gleichbeteiligung 
der Geschlechter in Wissenschaft, Kunst, Beruf und Gesellschaft ein. Frauenförderung 
wird damit als wichtige Aufgabe der Universität gesehen. Frauen und Männer sollen am 
Lernen, Lehren, Forschen und an der Erschließung der Künste an der Akademie der bil-
denden Künste Wien gleichberechtigt teilnehmen.
Die Akademie der bildenden Künste Wien nimmt Gender Mainstreaming1 als gesell-
schaftspolitisches Gestaltungsprinzip in ihr Leitbild auf. Gender Mainstreaming ist die (Re-
)Organisation, Verbesserung, Entwicklung und Evaluierung grundsatzpolitischer Prozesse 
mit dem Ziel, eine geschlechterbezogene Sichtweise in politische Konzepte auf allen Ebe-
nen einzubringen. 
Die Akademie der bildenden Künste Wien setzt Maßnahmen der Frauenförderung, damit 
die Kompetenzen von Frauen in wissenschaftlichen, künstlerischen, beruflichen und ge-
sellschaftlichen Zusammenhängen verstärkt Berücksichtigung finden. Ziel dieses Frauen-
förderungsplanes ist die faktische Gleichstellung von Frauen und Männern in allen Berei-
chen. Der Förderungsplan gliedert sich in neun Abschnitte: Geltungsbereich, Bewusst-
seinsbildung, Lehre, Forschung/Erschließung der Künste, Studierende, Personalentwick-
lung, Arbeitsumfeld, Infrastruktur und Umsetzung. 
Die Akademie der bildenden Künste Wien tritt dafür ein, den bisher gültigen gesetzlichen 
Standard in jedem Fall zu halten bzw. zu erweitern.

1. Kapitel: Geltungsbereich 

Geltungsbereich
§1 Der Frauenförderungsplan gilt für alle Angehörigen der Akademie der bildenden 
Künste Wien gemäß § 94 UG 2002. 

Geltungsdauer
§2 Der Frauenförderungsplan der Akademie der bildenden Künste Wien ist alle 2 Jah-
re vom Arbeitskreis für Gleichbehandlungsfragen den aktuellen Entwicklungen anzu-
passen und dem Senat zur Beschlussfassung vorzulegen. 

                                           
1 http://www.imag-gendermainstreaming.at/ 
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2. Kapitel: Bewusstseinsbildung 

Grundlegende Voraussetzung für die wirkungsvolle Umsetzung der in diesem Frauenför-
derungsplan genannten Ziele der Gleichbehandlung und Gleichbeteiligung, der Förderung 
von Frauen und der Sensibilisierung in Bezug auf alle Formen von Diskriminierung ist eine 
entsprechende Bewusstseinsbildung. 
Der Frauenförderungsplan der Akademie der bildenden Künste Wien fordert daher die 
folgenden bewusstseinsbildenden Maßnahmen. 

Ziele
§3 Die Akademie der bildenden Künste Wien setzt sich Sensibilisierung und Bewusst-

seinsmaßnahmen zum Ziel; dieses Ziel muss die Schaffung eines Klimas sein, in dem 
1. weibliches wissenschaftliches, künstlerisches Personal und Personal der Ver-
waltung sowie Studentinnen ermutigt werden, ein berufliches Selbstverständnis in 
ihrem speziellen Bereich zu entwickeln, um männlich dominierte Bereiche, Begrif-
fe und Autorenschaften zu durchbrechen. 
2. Männer und Frauen motiviert werden, aus stereotypen Geschlechterrollen aus-
zubrechen (z.B.: dass Männer Karenzierungen zwecks Kinderbetreuung in An-
spruch nehmen) 
3. und verbale Entmutigung keinen Raum hat. 

Gebrauch einer geschlechtergerechten Sprache 
§4 Alle Organe und Verwaltungseinrichtungen der Universität bedienen sich mündlich 

und schriftlich (in Aussendungen, Formularen, Protokollen und anderen an die Öffent-
lichkeit oder an die Universitätsangehörigen gerichteten Mitteilungen) einer geschlech-
tergerechten Sprache. Als Richtlinie hierfür gilt der Leitfaden des BM:BWK zum ge-
schlechtergerechten Formulieren.2

Erhebung der Frauenquoten 
§5 Die Frauenquoten sind von dem/der Rektor/in zu erheben und in Abständen von je-

weils einem Jahr zu aktualisieren. Stichtag der Erhebung ist jeweils der 1. Oktober. 
(1) Die Frauenquote ist für die Universität insgesamt und für die einzelnen Organisati-
onseinheiten zu erheben und auszuweisen, und zwar gesondert für alle im § 94 UG02 
genannten Personengruppen nach allen vorhandenen Personalkategorien/ Bedienste-
tengruppen.
(2) Der Anteil der Absolventinnen der einzelnen Studienrichtungen ist jährlich zu ermit-
teln.
(3) Im Bereich der Lehre ist der Anteil der von Frauen gehaltenen Stunden für jede 
Studienrichtung nach Art der Abgeltung zu ermitteln.

 (4) Ebenso zu erheben ist die Frauenquote für 
a) Neueinstellungen ab 1. Jänner 2004 jeweils getrennt für die unter §94 Abs1 Z 2 und 
4-6 genannten Personengruppen, jeweils z. B. nach Entlohnungsgruppen, Verwen-
dungen, Funktionen sowie allfälligen im Rahmen der Satzung oder der Kollektivverträ-
ge gestalteten Differenzierung für die Organisationseinrichtungen. 
b) die Zuweisung von Mitteln für wissenschaftliche und künstlerische Projekte und 
Weiterbildung, sowie die Vergabe von Stipendien und Auszeichnungen durch die Aka-
demie der bildenden Künste Wien 
c) die Vergabe von Reisekostenzuschüssen und Genehmigung von Dienstreisen

                                           
2 (siehe Leitfaden des BM:BWK zum geschlechtergerechten Formulieren unter http://www.bmbwk.gv.at)
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d) die Besetzung von Leitungsfunktionen der Akademie der bildenden Künste Wien. 

Information der Studierenden 
§6 Den Studierenden wird anlässlich der Zulassung zum Studium ein Informationsblatt 

des Arbeitskreises für Gleichbehandlungsfragen zur Verfügung gestellt. Darin werden 
jedenfalls die an der Akademie der bildenden Künste Wien bestehenden mit der 
Gleichbehandlung und Frauenförderung befassten Einrichtungen genannt. Das Infor-
mationsblatt ist zudem in der Studienabteilung aufzulegen. 

Information der Bediensteten 
§7 Alle Bediensteten erhalten bei Dienstantritt von der Personalabteilung der Akademie 

der bildenden Künste Wien ein Informationsblatt des Arbeitskreises für Gleichbehand-
lungsfragen ausgehändigt. Darin werden jedenfalls die an der Akademie der bildenden 
Künste Wien bestehenden, mit Gleichbehandlung und Frauenförderung befassten Ein-
richtungen genannt. 

3. Kapitel: Lehre 

Geschlechtsspezifische Lehrinhalte in den Curricula 
§8  (1) Bei der Erarbeitung der Curricula ist auf die Integration von frauen- und geschlech-

terspezifischen Themenstellungen in Form von Lehrveranstaltungen in den Pflicht- und 
Wahlfächern zu achten. Bei der Gestaltung der Studien ist insbesondere die Gleich-
wertigkeit der Frauen- und Geschlechterforschung mit anderen Forschungsbereichen 
zu berücksichtigen. An der Akademie der bildenden Künste Wien sind für jedes Stu-
dienjahr 2% der Lehrveranstaltungen, zumindest Lehrveranstaltungen im Ausmaß von 
6 Semesterwochenstunden („remunerierter Lehrauftrag“) mit frauenspezifischen Inhal-
ten einzurichten. 
(2) Die  Vertreterin der Organisationseinheit gemäß § 19 Abs. 2 Z 7  UG 02 ist zu den 
Sitzungen des Kollegialorgans, in dem Curricula erstellt werden, zu laden. 
(3) Das betreffende Kollegialorgan hat jeden Entwurf zur Änderung oder Erlassung 
von Curricula  der Vertreterin der Organisationseinheit gemäß § 19 Abs. 2 Z 7  UG 02 
zu übermitteln und ihr Gelegenheit zur Stellungnahme zu geben. Es hat sich mit der 
Stellungnahme des Arbeitskreises für Gleichbehandlungsfragen in Bezug auf die In-
tegration frauen- und geschlechterspezifischer Lehrinhalte nachweislich inhaltlich aus-
einander zu setzen. 

Evaluierung der Lehre 
§9  (1) Bei der Evaluierung der Lehre durch die Studierenden ist zu erheben, ob die Lehr-

inhalte unter Wahrung des Gebotes der Gleichbehandlung der Geschlechter vermittelt 
werden (z.B. Erhebung von geschlechtergerechtem Sprachgebrauch oder diskriminie-
renden Beispielen und Themenstellungen). 
(2) Ebenso ist zu erheben, ob in Lehrveranstaltungen frauen- und geschlechterspezi-
fische Themenstellungen behandelt werden. 

4. Kapitel: Forschung/Erschließung der Künste

Gleichwertigkeit der Frauen- und Geschlechterforschung 
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§10 Wissenschaftliche und künstlerisch-wissenschaftliche Themen aus dem Bereich der 
Frauen- und Geschlechterforschung sind im Rahmen von Qualifikationsbeurteilun- 

 gen (z.B. in Habilitationsverfahren) innerhalb des wissenschaftlichen und künstleri-
schen Faches als gleichwertig mit Arbeiten zu anderen Forschungsthemen anzuse-
hen. Interdisziplinäre und außeruniversitäre Leistungen im Rahmen der Frauen- und 
Geschlechterforschung sind zu berücksichtigen. 

Förderung der Frauen- und Geschlechterforschung 
§11 Die Akademie der bildenden Künste Wien fördert wissenschaftliche und künstleri-

sche Forschungsarbeiten zu frauen- und geschlechterspezifischen Themenstellun-
gen.

Förderung der Forschung von Frauen 
§12  (1) Die Akademie der bildenden Künste Wien fördert die wissenschaftliche und künst-

lerische Forschungstätigkeit von Frauen. 
(2) Bei Vorliegen entsprechender Anträge sind die wissenschaftlichen und künstleri-
schen Forschungsvorhaben von Frauen nach Möglichkeit bei gleicher Qualität vor-
rangig zu berücksichtigen bis 40 Prozent der Forschungsmittel vergeben wurden. 
(3) Werden Organe oder Angehörige der Universität dazu berufen, über die Vergabe 
von Mitteln zur Forschungsförderung zu entscheiden, die von privater Seite zur Ver-
fügung gestellt werden, so haben diese  nach Möglichkeit auf eine nach den Ge-
schlechtern ausgewogene Verteilung der Mittel zu achten. 

5. Kapitel: Studierende 

§13  In allen Studienrichtungen, in denen der Anteil der Studienanfängerinnen unter 40% 
liegt, sind Strategien zu entwickeln und konkrete Maßnahmen zu setzen, die den An-
teil der Frauen in diesen Studienrichtungen erhöhen. Die Organisationseinheit gemäß 
§ 19 Abs. 2 Z 7 UG 02 unterstützt diese Maßnahmen. 

§14 Verschiedenste Fördermaßnahmen, wie z.B. Mentoring und Coaching werden als 
wichtige Maßnahme zur Erhöhung der Absolventinnenzahlen und Doktorandinnen an 
der Akademie der bildenden Künste Wien angesehen. Entsprechende Programme 
werden von der Organisationseinheit gemäß § 19 Abs. 2 Z 7 UG 02 entwickelt und 
umgesetzt

.

6. Kapitel: Personalentwicklung 

§15 (1) Ziel des Frauenförderungsplans ist es, den Anteil der weiblichen Beschäftigten 
in allen Organisationseinheiten, auf allen Hierachieebenen und in allen Funktionen und 
Tätigkeiten an der Akademie der bildenden Künste Wien sowohl in befristeten als auch 
in unbefristeten Beschäftigungs- und Ausbildungsverhältnissen auf mindestens 40% zu 
erhöhen, dies unabhängig von der Dauer ihres Beschäftigungsverhältnisses. Alle Maß-
nahmen, die direkt oder indirekt auf die Frauenquote Einfluss nehmen, sind an diesem 
Ziel auszurichten. Personalentwicklung ist ein wichtiges Instrument zur Erhöhung des 
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Frauenanteils innerhalb der Akademie der bildenden Künste Wien. Karriereplanung, 
Aus- und Weiterbildung sind wichtige Instrumente der Personalentwicklung. 

 (2) Alle Universitätsangehörigen und insbesondere Leitungsorgane sind verpflichtet 
innerhalb ihres Wirkungsbereiches
1. auf eine Beseitigung einer bestehenden Unterrepräsentation von Frauen an der 

Gesamtzahl der dauernd Beschäftigten  sowie 
2. auf eine Beseitigung von bestehenden Benachteiligungen von Frauen im Zu-

sammenhang mit dem Beschäftigungsverhältnis hinzuwirken, 
3. eine bereits erreichte 40 %ige Frauenquote jedenfalls zu wahren. 

§16  Der Arbeitskreis für Gleichbehandlungsfragen ist zu jeder Sitzung eines Kollegialor-
gans einzuladen, soweit dort Personalangelegenheiten behandelt werden. Die Mit-
glieder des Arbeitskreises haben das Recht zu zweit an Sitzungen dieses Kollegial-
organs mit beratender Stimme teilzunehmen und Anträge zu stellen. Sie haben in 
diesem Fall weiters das Recht, Sondervoten zu Protokoll zu geben und bestimmte 
Diskussionsbeiträge von Mitgliedern dieses Kollegialorgans in das Protokoll aufneh-
men zu lassen. Unterbleibt die Ladung, so hat das Kollegialorgan in einer neuerli-
chen Sitzung unter ordnungsgemäßer Beiziehung der Mitglieder des Arbeitskreises 
für Gleichbehandlungsfragen die Beratung und Beschlussfassung zugrundeliegender 
Personalangelegenheiten neuerlich durchzuführen.

1) Personalaufnahme 

Ausschreibung
§17  (1) Ausschreibungstexte sind in weiblicher und männlicher Form abzufassen und 

haben keine zusätzlichen Anmerkungen zu enthalten, die auf ein bestimmtes Ge-
schlecht schließen lassen. 
(2) Alle für die zu besetzende Stelle maßgeblichen Qualifikationen (Anforde-
rungsprofil) sind in den Ausschreibungstext aufzunehmen, damit der Text als ob-
jektive Entscheidungsgrundlage für das Aufnahmeverfahren dienen kann. 
Bei der Formulierung von Aufnahmevoraussetzungen in Ausschreibungstexten 
hat sich die ausschreibende Stelle an den Kriterien zu orientieren, die im jeweili-
gen Anforderungsprofil der Stelle vorgesehen sind. 
(3) Ausschreibungstexte für die Besetzung von Stellen und für Leitungsfunktionen 
haben den Hinweis zu enthalten, dass die Akademie der bildenden Künste Wien 
die Erhöhung des Frauenanteils anstrebt, deshalb qualifizierte Frauen ausdrück-
lich zur Bewerbung auffordert und Frauen bei gleicher Qualifikation vorrangig auf-
genommen werden. 
(4) Ausschreibungen von Stellen und Funktionen sind Beschäftigten der Akade-
mie der bildenden Künste Wien auch während einer gesetzlich vorgesehenen 
Form der Abwesenheit vom Dienst bzw. Dienstort zeitgerecht bekannt zu ma-
chen.

§18  (1) Bei der Ausschreibung von Stellen für Universitätsprofessorinnen und U-
niversitätsprofessoren in Fachgebieten, in denen bereits mit frauenspezifischen 
Themen und Forschungen verbundene Lehrveranstaltungen im Studienplan veran-
kert sind, ist auf diesen Umstand hinzuweisen. 
(2) Die Ausschreibungstexte samt Arbeitsplatz- und Aufgabenbeschreibung der 
betreffenden Organisationseinheit sind dem Arbeitskreis für Gleichbehandlungsfra-
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gen nachweislich spätestens 14 Tage vor der Veröffentlichung der Ausschreibung 
zur Kenntnis zu bringen.

 (3) Alle ausgeschriebenen Stellen sind im Mitteilungsblatt zu veröffentlichen. Die 
Ausschreibungsfrist hat mindestens drei Wochen zu betragen. 
(4) Ausschreibungstexte unterliegen dem Einspruchsrecht des Arbeitskreises für 
Gleichbehandlungsfragen. Rechtswidrig sind insbesondere Ausschreibungstexte, 
die dem §17 Abs. 1 -3 widersprechen, sowie Ausschreibungstexte, die so allge-
mein gehalten sind, dass sie keine objektive Entscheidungsgrundlage für die nach-
folgenden Personalauswahlverfahren darstellen. Gleiches gilt für eine überspezifi-
zierte Ausschreibung, wenn der begründete Verdacht besteht, dass der potentielle 
Kreis der Bewerbungen zugunsten einer bestimmten Person oder zugunsten eines 
Geschlechtes unsachlich eingeschränkt werden soll. 

Motivieren zur Bewerbung 
§19 Potentielle Bewerberinnen sollen durch gezieltes Ansprechen von der jeweils aus-

schreibenden Stelle zur Bewerbung motiviert werden. Über den Nachweis der er-
griffenen Maßnahmen ist in der Begründung der Auswahlentscheidung zu berich-
ten.

Ausschreibungen von Stellen von wissenschaftlichen und künstlerischen Mitar-
beiterinnen und Mitarbeiter im Forschungs-, Kunst- und Lehrbetrieb gemäß §100 
UG

§20 Als Nachweis, dass das ausschreibende Organ sich um Frauen als Bewerberinnen 
bemüht hat, wird angesehen, wenn mindestens zwei der vier folgenden Maßnahmen 
erfüllt wurden: 
1. Aussendung des Ausschreibungstextes an alle Absolventinnen der betreffenden 
Studienrichtungen der Akademie der bildenden Künste Wien der letzten zwei Stu-
dienjahre;
2. Aussendung des Ausschreibungstextes an alle Institute mit gleichem oder ver-
wandtem Fachgebiet an österreichischen Universitäten mit der Bitte um Aushang und 
Weitergabe;
3. Veröffentlichung der Ausschreibung in einer Tageszeitung mit österreichweiter 
Auflage;
4. Veröffentlichung der Ausschreibung in österreichischen Fachzeitschriften und auf 
der Homepage der Akademie der bildenden Künste Wien. 

Ausschreibungen von Universitätsprofessuren gemäß §97 UG 

§21 Als Nachweis, dass das ausschreibende Organ sich um Frauen als Bewerberinnen 
bemüht hat, 
wird angesehen, wenn die ersten drei Maßnahmen und mindestens eine der letzten 
beiden Maßnahmen erfüllt wurden: 

1. Aussendung des Ausschreibungstextes an alle habilitierten Frauen dieses wissen-
schaftlichen Faches lt. Liste des Projektzentrum für Frauen- und Geschlechterfor-
schung der Universität Wien. 
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2. Aussendung des Ausschreibungstextes an alle Institute mit gleichem oder ver-
wandtem Fachgebiet an österreichischen Universitäten mit der Bitte um Aushang und 
Weitergabe.
3. Aussendung des Ausschreibungstextes an mindestens 5 Institute gleicher oder 
verwandter Fachgebiete an ausländischen Universitäten. 

4. Veröffentlichung der Ausschreibung in einer Tageszeitung mit österreichweiter 
Auflage.
5. Veröffentlichung der Ausschreibung in österreichischen bzw. mind. 2 internationa-
len Fachzeitschriften (z.B.: Kunstforum) und auf der Homepage der Akademie der 
bildenden Künste Wien 

Ausschreibung von Stellen gemäß §101 UG, welche eine akademische oder 
gleichwertige Ausbildung voraussetzen 

§22 Als Nachweis, dass das ausschreibende Organ sich um Frauen als Bewerberinnen 
bemüht hat, wird angesehen, wenn mindestens zwei der drei folgenden Maßnahmen 
erfüllt wurden: 

1. Aussendung des Ausschreibungstextes an alle Absolventinnen der betreffenden 
Studienrichtungen der Akademie der bildenden Künste Wien der letzten zwei Stu-
dienjahre.
2. Aussendung des Ausschreibungstextes an alle österreichischen Universitäten, an 
denen die betreffende Studienrichtung angeboten wird, mit der Bitte um Beilage zum 
dortigen Mitteilungsblatt. 
3. Veröffentlichung der Ausschreibung in einer Tageszeitung mit österreichweiter 
Auflage.

Ausschreibung aller übrigen Stellen gem. §101 UG 

§23 Als Nachweis, dass das ausschreibende Organ sich um Frauen als Bewerberinnen 
bemüht hat, 
wird angesehen, wenn mindestens zwei der drei folgenden Maßnahmen erfüllt wurden: 

1.Veröffentlichung der Ausschreibung in einer geeigneten Tageszeitung 
2.Übermittlung des Ausschreibungstextes an das Arbeitsmarktservice. 
3. Aushang der Ausschreibung an geeigneten Stellen an der Akademie der bilden-
den Künste Wien bzw. ÖH (wenn Studierende in Frage kommen) und Veröffentli-
chung im Mitteilungsblatt, das auch via Homepage der Akademie der bildenden 
Künste Wien zugänglich sein muss. 

Wiederholung der Ausschreibung 

§24 (1) Sind bis zum Ablauf der Bewerbungsfrist keine Bewerbungen von Frauen ein-
gelangt, übermittelt die ausschreibende Stelle dem Arbeitskreis für Gleichbehand-
lungsfragen eine schriftliche Aufzählung jener Maßnahmen, die gesetzt wurden, 
um Frauen zur Bewerbung zu motivieren. Der Arbeitskreis für Gleichbehandlungs-
fragen gibt daraufhin seine Stellungnahme ab. Die Akademie der bildenden Küns-
te Wien hat nach geeigneten Bewerberinnen zu suchen. Ein entsprechender 
Nachweis ist zu dokumentieren. 
(2) Sind bis Ablauf der Bewerbungsfrist keine Bewerbungen von ausreichend qua-
lifizierten Frauen eingelangt, ist die Stelle vor Beginn des Auswahlverfahrens 
nochmals auszuschreiben. Erhebt der Arbeitskreis für Gleichbehandlungsfragen in 
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seiner Stellungnahme keinen begründeten Einwand, kann die Wiederholung der 
Ausschreibung entfallen. Langen auf Grund der neuerlichen Ausschreibung wie-
derum keine Bewerbungen von Frauen ein, ist das Auswahlverfahren durchzufüh-
ren.

2. Auswahlverfahren 

Beiziehung des Arbeitskreises für Gleichbehandlungsfragen 
§25  (1) Dem Arbeitskreis für Gleichbehandlungsfragen ist nach Ablauf der Bewer-

bungsfrist unverzüglich die Liste der eingelangten Bewerbungen zur Kenntnis zu 
bringen (§42 Abs.6 Z 2 UG 02). 
(2) Werden im Zuge des Auswahlverfahrens für eine zu besetzende Stelle oder 
Funktion Aufnahme- oder Auswahlgespräche mit Bewerberinnen und Bewerbern 
durchgeführt, ist die Liste der eingeladenen Bewerberinnen und Bewerber dem 
Arbeitskreis für Gleichbehandlungsfragen unverzüglich zur Kenntnis zu bringen 
(§42 Abs.6 Z 3 UG 02). Alle Bewerberinnen, die den Anforderungen des Aus-
schreibungstextes entsprechen, sind einzuladen. In Berufungsverfahren für Uni-
versitätsprofessorinnen und Universitätsprofessoren gilt § 29. 
(3) Der Arbeitskreis für Gleichbehandlungsfragen ist zu diesen Bewerbungsge-
sprächen 6 Werktage vorher schriftlich einzuladen. 

Aufnahmegespräche
§26  (1) In Aufnahmegesprächen haben diskriminierende Fragestellungen (z.B. Famili-

enplanung) zu unterbleiben. Bei der Beurteilung der Eignung von Bewerberinnen 
dürfen keine Auswahl- und Bewertungskriterien herangezogen werden, die sich an 
einem diskriminierenden, rollenstereotypen Verständnis der Geschlechter orientie-
ren.
(2) Bewerbungen von Frauen während einer gesetzlich vorgesehenen Form der 
Abwesenheit vom Arbeitsplatz sind in das Auswahlverfahren einzubeziehen und 
gleichrangig mit anderen Bewerbungen zu berücksichtigen. 

§27 (1) Im Ausschreibungstext nicht genannte Aufnahmekriterien dürfen nicht berück-
sichtigt werden. 
(2) Sind Frauen gemäß §40 Abs.2 B-GBG 1993 i.d.g.F. unterrepräsentiert und 
wurde keine Frau zur Besetzung vorgeschlagen, so hat die/der Vorschlagberech-
tigte die Gründe für die Nichtberücksichtigung jeder Bewerberin im einzelnen 
schriftlich darzulegen. 

Sonderbestimmungen für die fachliche Widmung von Professuren und Beru-
fungsverfahren
§28  Bei der fachlichen Widmung einer zu besetzenden Stelle einer Universitätsprofes-

sorin/eines Universitätsprofessors ist auf die Integration von Frauen- und Ge-
schlechterforschung zu achten.

§29 (1) Werden im Rahmen eines Berufungsverfahrens Bewerberinnen und Bewerber 
zu einem Vortrag oder zu einer persönlichen Präsentation eingeladen, sind jeden-
falls alle Bewerberinnen einzuladen, die die Anstellungsvoraussetzungen im Sinne 
des § 17(2) des Frauenförderplanes der Akademie der bildenden Künste Wien er-
füllen und den Anforderungen des Ausschreibungstextes erfüllen. 
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(2) Bewerberinnen, die nicht geringer geeignet sind als die bestgeeigneten Mitbe-
werber, sind vorrangig in den Berufungsvorschlag aufzunehmen. 
(3) Bei gleicher Qualifikation sind mit Kandidatinnen im Besetzungsvorschlag vor-
rangig Berufungsverhandlungen zu führen bis ein Anteil von 40 Prozent in der 
Verwendungsgruppe erreicht ist.

§30 Wurde keine Bewerberin in den Berufungsvorschlag aufgenommen, so hat die Be-
rufungskommission bei der Würdigung der Bewerberinnen die Gründe für ihre 
Nichtberücksichtigung schriftlich im Einzelnen darzulegen. 

§31 (1) Der Arbeitskreis für Gleichbehandlungsfragen ist zu allen Sitzungen der Beru-
fungskommission 6 Werktage vorher schriftlich einzuladen und ist berechtigt, mit 
zwei VertreterInnen an den Sitzungen mit beratender Stimme teilzunehmen. Der 
Arbeitskreis für Gleichbehandlungsfragen hat das Recht, Einblick in alle Unterla-
gen zu nehmen, insbesondere die Bewerbungsunterlagen und die Gutachten, und 
diese auch zu vervielfältigen. 
(2) Bei Einschaltung von Dritten zur Bewertung der Bewerberinnen und Bewerber 
(z.B.: externe Unternehmensberatung, Personalberatung, etc.) ist gemäß EU-
rechtlichen Vorgaben Gender Mainstreaming als verpflichtendes Qualitätsmerkmal 
vorauszusetzen. Der Arbeitskreis für Gleichbehandlungsfragen ist in diesen Aus-
wahlprozess beratend und begleitend einzubeziehen. 

Beschäftigungsverhältnisse im Rahmen der Forschungsförderung und Auftrags-
forschung
§32  Auch bei Beschäftigungsverhältnissen im Zusammenhang mit wissenschaftlicher 

und künstlerischer Forschungsförderung und Auftragsforschung gemäß § 26 UG 
2002 ist eine Nichtberücksichtigung von Frauen im Aufnahmeverfahren dem Ar-
beitskreis für Gleichbehandlungsfragen gegenüber zu begründen.

3. Karriereplanung, Aus- und Weiterbildung 

Dienstpflichten
§33 (1) Bei der Festlegung der Dienstpflichten im Rahmen der Zielvereinbarungen dür-

fen keine diskriminierenden, karrierehemmenden, an einem rollenstereotypen Ver-
ständnis der Geschlechter orientierten Aufgabenzuweisungen erfolgen. Gleiches 
gilt für das Anforderungsprofil des Arbeitsplatzes. 
(2) In Eigungsbeurteilungen dürfen keine Beurteilungskriterien einbezogen werden, 
aus denen sich ein Nachteil für die weiblichen Bediensteten ergibt oder die sich an 
einem diskriminierenden, rollenstereotypen Verständnis der Geschlechter orientie-
ren.

 (3) Bei der Festlegung  der Dienstpflichten im Rahmen der Zielvereinbarungen des 
wissenschaftlichen/ künstlerischen Personals ist auf eine ausgewogene Verteilung 
der Aufgaben in Forschung/ Erschließung der Künste, Lehre und Verwaltung zu 
achten. Die Verwendung hat so zu erfolgen, dass durch Erbringung wissenschaftli-
cher/ künstlerischer Leistungen der Erwerb von weiterführenden Qualifikationen 
ermöglicht wird. Dies bedeutet insbesondere, dass bei der Festlegung der Dienst-
pflichten – insbesondere bei Teilzeitbeschäftigten– auf die Einräumung von min-
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destens 40% der Arbeitszeit zur Erbringung wissenschaftlicher /künstlerischer 
Leistungen Bedacht zu nehmen ist, sofern diese Möglichkeit grundsätzlich im ent-
sprechenden Verwendungsbild vorgesehen ist.

Karriere- und Mitarbeiterinnengespräch 

§34 (1) Mit allen weiblichen Beschäftigten gem. §94 (2) UG der Universität sind alle 2 
Jahre Karrieregespräche zu führen. Inhalt des Karrieregesprächs sind vor allem 
deren berufliche Qualifikation und Weiterentwicklung sowie die Möglichkeit einer 
etwaigen weiteren Verwendung an der Universität. Bei den wissenschaftlichen/ 
künstlerischen Angestellten ist in diesem Zusammenhang insbesondere Disserta-
tion und Habilitation bzw. gleichzuhaltende künstlerische Arbeit zu berücksichtigen. 
(2) Mit allen weiblichen Beschäftigten ist jährlich ein Mitarbeiter/innengespräch zu 
führen. Als Grundlage für die Durchführung des Mitarbeiter/innengesprächs gilt § 
45a BDG. 

Aus- und Weiterbildung 
§35  (1) Die jeweiligen Vorgesetzten haben im Rahmen ihrer Förderungspflicht Mitarbei-

terinnen zum Besuch von Aus- und Weiterbildungsveranstaltungen zu ermutigen 
und sie auch über die individuellen, für sie in Frage kommenden Aus- und Weiter-
bildungsmöglichkeiten umfassend und zeitgerecht zu beraten. 
(2) Die Vorgesetzten haben dafür zu sorgen, dass alle Mitarbeiterinnen, ein-
schließlich der teilzeitbeschäftigten, auch während einer gesetzlich vorgesehenen 
Abwesenheit von der Arbeit bzw. vom Arbeitsort über Veranstaltungen der berufs-
begleitenden Fortbildung und über Schulungsveranstaltungen für Führungskräfte 
informiert werden. Es ist darauf hinzuweisen, dass Anmeldungen von Frauen be-
sonders unterstützt werden.
(3) Bei der Planung von internen Fortbildungsseminaren ist nach Maßgabe der 
budgetären Mittel auf eine familienfreundliche Organisation Bedacht zu nehmen 
(z.B. Möglichkeit der Kinderbetreuung). 
(4) Die Vorgesetzten haben Mitarbeiterinnen auf Wunsch die Teilnahme an geeig-
neten Fortbildungs- und Schulungsseminaren zu ermöglichen. Sind zur Teilnahme 
an Aus- und Weiterbildungsveranstaltungen Arbeitszeitänderungen notwendig, 
sind diese von den Vorgesetzten zu gewähren, soweit nicht zwingende Arbeitsinte-
ressen entgegenstehen.

§35a Die Organisationseinheit gemäß § 19 Abs. 2 Z 7 UG 02 entwickelt Maßnah-
men zur Personalentwicklung für Mitarbeiterinnen an der Akademie der bildenden 
Künste Wien, insbesondere Mentoring, Coaching und Karriereplanungsseminare. 

§36  Die Vorgesetzten haben den wissenschaftlichen/künstlerischen Mitarbeiterinnen 
einschlägige Aus- und Weiterbildungsmöglichkeiten zur Kenntnis zu bringen und 
sie zur Teilnahme zu motivieren. Darüber hinaus sind Wissenschafterin-
nen/Künstlerinnen über einschlägige Fachtagungen, facheinschlägige wissen-
schaftliche Vereinigungen, Publikationsmöglichkeiten und die Möglichkeit zur Mit-
arbeit in wissenschaftlichen/künstlerischen Forschungsprojekten zu informieren. 
Neben internen Weiterbildungsveranstaltungen sollen auch externe Fortbildungs-
möglichkeiten ausgeweitet und unterstützt werden. Veranstaltungen zu Fragen der 
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Frauenförderung sollen durch budgetäre und räumliche Vorsorge der einzelnen 
Dienststellen unterstützt werden. Ebenso haben die Vorgesetzten dafür Sorge zu 
tragen, dass Mitarbeiterinnen bei der Inanspruchnahme finanzieller Mittel für 
Dienstreisen, Reisekostenzuschüsse etc. sowie von Sonderurlaub nicht benachtei-
ligt werden. 

4. Betrauung mit Leitungsfunktionen - Verwendungsänderungen 
§37 Entscheidungen über die Betrauung von Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern mit Lei-

tungsfunktionen und Entscheidungen über Verwendungsänderungen sind vom ent-
scheidungszuständigen Organ nach Anhörung des Arbeitskreises für Gleichbehand-
lungsfragen zu treffen. 

5. Vertretung von Beamtinnen während des Mutterschutzes 
§38  Das Rektorat hat Vorkehrungen zu treffen, um die Vertretung von Universitätsperso-

nal während des Beschäftigungsverbotes vor und nach der Entbindung (§ 3 und 5 
MSchG) finanziell zu bedecken. 

6. Zusammensetzung von Kollegialorganen gem. §25 UG 
§39 Bei der Zusammensetzung von Kollegialorganen und ähnlichen Entscheidungs- und 

Beratungsgremien ist grundsätzlich auf eine ausgewogene Vertretung von Frauen 
Bedacht zu nehmen und das Frauenförderungsgebot zu beachten. Sind vom Dienst-
geber mehrere Mitglieder zu bestellen, ist auf das zahlenmäßige Verhältnis der Mit-
arbeiterinnen und Mitarbeiter in dem vom Zuständigkeitsbereich des Kollegialorgans 
betroffenen Personenkreis Bedacht zu nehmen.

„Berufungskommissionen“, Kollegialorgan gem. §25(8) Z 2 UG
§40  Bei der Entsendung von Vertreterinnen und Vertretern der Universitätsprofessorin-

nen/-professoren in Berufungskommissionen und bei der Bestellung von Gutachte-
rinnen und Gutachtern gemäß § 98 UG 02 hat der Senat auch auf die ausgewogene 
Vertretung von Frauen und Männern Bedacht zu nehmen. Sofern der Senat keine 
Frau in die Berufungskommission entsendet, ist dies gegenüber dem Arbeitskreis für 
Gleichbehandlungsfragen zu begründen. 

„Habilitationskommissionen“, Kollegialorgan gem. §25(8) Z 1 UG

§41 §40 gilt auch für die Entsendung von Wissenschafter/innen in die Habilitationskom-
missionen durch den Senat gemäß § 103 Abs. 5 und 7 UG 02, wenn eine Frau den 
Antrag auf Verleihung der Lehrbefugnis stellt. 

7. Kapitel: Arbeitsumfeld 

Kinderbetreuungseinrichtungen
§42 Die Akademie der bildenden Künste Wien sieht die Schaffung von Rahmen-
bedingungen für die Vereinbarkeit von familiären Aufgaben und Beruf bzw. Studium als 
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ihre Verpflichtung an. 
(1) An der Akademie der bildenden Künste Wien ist der Kinderbetreuungsbedarf aller 
Universitätsangehörigen einschließlich der der Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter im 
Rahmen der Forschungsförderung und Auftragsforschung und der Studierenden jähr-
lich zu erheben und im Mitteilungsblatt zu veröffentlichen. Dabei ist auch der Bedarf von 
Personen während einer gesetzlich vorgesehenen Abwesenheit vom Dienst zu berück-
sichtigen.

(2) Die/der Kinderbetreuungsbeauftragte ist vom Rektor/von der Rektorin wie bisher auf 
Vorschlag des Arbeitskreises für Gleichbehandlungsfragen zu bestellen. 
(3) Als Anlaufstelle für die Kinderbetreuungsbeauftragte/den Kinderbetreuungsbeauf-
tragten dient die gemäß § 19 Abs. 2 Z 7 UG 02 einzurichtende Organisationseinheit zur 
Koordination der Aufgaben der Gleichstellung, der Frauenförderung sowie der Ge-
schlechterforschung.
 (4) Die bereits eingerichteten Kinderbetreuungseinrichtungen an der Akademie der 
bildenden Künste Wien (Kindergarten der Karl Schweighofergasse; Krabbelstube am 
Schillerplatz) sind auf der Grundlage der Ergebnisse der Erhebungen nach Abs. 1 dem 
Bedarf anzugleichen.

Maßnahmen gegen sexuelle Belästigung und Mobbing 
§43  Sexuelle Belästigung und Mobbing stellen eine Verletzung der Persönlichkeitsrechte 

dar. Die Akademie der bildenden Künste Wien duldet weder sexuelle Belästigung und 
sexistisches Verhalten noch Mobbing. Alle Angehörigen der Akademie der bildenden 
Künste Wien, insbesondere solche mit Leitungsaufgaben in Forschung, Entwicklung 
der Künste, Lehre und Verwaltung, sind in ihrem Arbeitsbereich dafür verantwortlich, 
dass sexuell belästigendes Verhalten unterbleibt. Der Arbeitskreis für Gleichbehand-
lungsfragen berät und unterstützt Personen oder Gremien im sachgerechten und an-
gemessenen Umgang mit Vorfällen sexistischen Verhaltens und/oder sexueller Be-
lästigung bzw. Mobbing. Alle an derartigen Verfahren beteiligten Personen und Gre-
mien sind zur Amtsverschwiegenheit verpflichtet. Beratungs- und Betreuungsangebo-
te sind an der Universität anzubieten. Einrichtung und Umsetzung dieser Angebote 
übernimmt die Organisationseinheit gemäß § 19 Abs.2 Z 7 UG 02. 

8. Kapitel: Infrastruktur

Zur Umsetzung der in diesem Frauenförderungsplan genannten Ziele bestehen folgende 
Einrichtungen: der Arbeitskreis für Gleichbehandlungsfragen, die einzurichtende Organi-
sationseinheit zur Koordination der Aufgaben der Gleichstellung, der Frauenförderung so-
wie der Geschlechterforschung gemäß § 19 Abs.2 Z 7 UG 02 und die Kontaktfrauen ge-
mäß §§ 35 und 36 B-GBG 1993 i.d.g.F. 

Arbeitskreis für Gleichbehandlungsfragen 
§44 Die Aufgaben und Rechte des Arbeitskreises für Gleichbehandlungsfragen ergeben 

sich aus dem Bundesgleichbehandlungsgesetz, den §§ 42 bis 44 des UG 02 und des 
Frauenförderungsplanes der Akademie der bildenden Künste Wien. 
(1) Der Rektor/die Rektorin hat für die administrative Unterstützung des Arbeitskrei-
ses für Gleichbehandlungsfragen sowie für die Bereitstellung der erforderlichen Res-
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sourcen (Personal-, Raum- und Sachaufwand) zu sorgen. Dies ist auch bei Bedarfs-
anmeldung an die zuständigen Universitätsorgane zu berücksichtigen. 
(2) Der Arbeitskreis für Gleichbehandlungsfragen stellt im Rahmen der Budgetpla-
nung der Akademie der bildenden Künste einen Antrag hinsichtlich seines Bedarfs an 
budgetären Mitteln, beispielsweise für Informations- und Weiterbildungsaktivitäten, 
Druckkosten etc. 

(3) Die Mitarbeit im Arbeitskreis für Gleichbehandlungsfragen ist als wichtiger Beitrag 
zur Erfüllung der Dienstpflichten im Bereich der Verwaltung anzusehen und der 
Dienstzeit anzurechnen bzw. in der Dienstzeit zu ermöglichen. Die Vorgesetzten ha-
ben auf die daraus zusätzlich erwachsenden Belastungen bei der Verteilung der 
Dienstpflichten besondere Rücksicht zu nehmen. 
(4) Die Mitglieder des Arbeitskreises für Gleichbehandlungsfragen, die in einem 
Dienstverhältnis zur Akademie der bildenden Künste Wien stehen, sind berechtigt, ih-
re Aufgaben in Gleichbehandlungsfragen an ihrem Arbeitsplatz zu erfüllen und hiefür 
die dem Arbeitsplatz zur Verfügung stehenden Einrichtungen zu benützen. 
(5) Erfordert die Tätigkeit eines Mitgliedes des Arbeitskreises für Gleichbehandlungs-
fragen eine Reisebewegung, so ist diese Reisebewegung wie eine Dienstreise im 
Sinne der Reisegebührenvorschrift 1955 abzugelten. Mitgliedern des Arbeitskreises 
für Gleichbehandlungsfragen, die in keinem Bundesdienstverhältnis stehen, gebührt 
in diesem Fall ein Aufwandsersatz in sinngemäßer Anwendung dieser Bestimmun-
gen.

Organisationseinheit zur Koordination der Aufgaben der Gleichstellung, der Frauen-
förderung sowie der Geschlechterforschung gemäß § 19 Abs.2 UG 02
§45 Die Akademie der bildenden Künste Wien richtet eine Organisationseinheit gemäß § 

19 Abs. 2 Z 7 UG 02 ein. Deren Aufgaben erstrecken sich auf Information, Beratung 
und Hilfestellung im Bereich Gender Mainstreaming, Mitwirkung an einer genderge-
rechten Personal- und Strukturentwicklung, Erarbeitung von Frauenfördermaßnah-
men, Vereinbarkeit von Beruf/ Studium und Familie, Initiierung, Koordinierung und 
Ausbau von Forschungs- und Lehraktivitäten im Rahmen interdisziplinärer Frauen- 
und Geschlechterforschung, Aufbau interuniversitärer und interner Vernetzungen so-
wie Umsetzung europäischer Programme für Frauen in Wissenschaft, Forschung und 
Kunst. Sie ist mit den notwenigen personellen und materiellen Ressourcen auszustat-
ten.

Kontaktfrauen
§46  (1) Die Bestellung der Kontaktfrauen erfolgt gemäß § 35 B-GBG 1993 i.d.g.F. 

(2) Die Aufgaben der Kontaktfrauen sind im § 36 B-GBG 1993 i.d.g.F festgelegt. 

9. Kapitel: Umsetzung 

Berichtspflichten
§47 Hinsichtlich der Berichtspflichten gilt grundsätzlich die Leistungsvereinbarung mit 

dem zuständigen Bundesministerium. Darüber hinaus sind folgende Bestimmungen 
zu beachten: 
(1) Die Erhebungsergebnisse der Frauenquote gemäß § 5, der Ergebnisse der Evalu-
ierung gemäß § 9 und der Umsetzung der Förderungsmaßnahmen gemäß §§ 11 und 
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12 sind an den Arbeitskreis für Gleichbehandlungsfragen und an das Rektorat zu ü-
bermitteln.
(2) Die Erhebungsergebnisse sind in den jährlichen Leistungsbericht aufzunehmen. 
(3) Sämtliche Erhebungsergebnisse und Berichte bezüglich Frauenquoten und Um-
setzung von Frauenförderungsmaßnahmen sind dem Arbeitskreis für Gleichbehand-
lungsfragen zuzustellen und im Mitteilungsblatt zu veröffentlichen. 

Leistungsvereinbarung
§48  Fördermaßnahmen und Anreize zur Erhöhung des Frauenanteils in leitenden 
Funktionen der Universität sind in die Leistungsvereinbarung aufzunehmen (§ 13 Abs.2 
UG 02). 

Evaluierung und Qualitätssicherung 
§49  In die Evaluierung und Qualitätssicherung gemäß § 14 UG 02 sind Kriterien der 

Frauenförderung und Gleichstellung verpflichtend aufzunehmen. Der Arbeitskreis für 
Gleichbehandlungsfragen ist bei der Erstellung dieser Kriterien einzubeziehen. 

Die Universitätsdirektorin 

Mag. Probst 






